
 
 
 

Satzung 
der Stadt Geilenkirchen 

über die Erhebung von Elternbeiträgen  
für die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für Kinder 

in Tageseinrichtungen und in Tagespflege 
im Jugendamtsbezirk Geilenkirchen 

 
Vom 29.06.2022 

 
in der Fassung der Änderungssatzungen 

vom 30.05.2023 und 30.04.2024 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 01.12.2021 (GV. NRW. S. 1353), in 
Verbindung mit § 51 Abs. 1 des Gesetzes zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 03.12.2019 (GV. NRW. S. 894, 2020 
S. 77), und § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch – Achtes Buch – (SGB VIII) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 
2022), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 
05.10.2021 (BGBl. I S. 4607), hat der Rat der Stadt in seiner Sitzung 
am 22.06.2022 nachfolgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Beitragspflicht und Beitragszeitraum 

 
(1) Die Stadt Geilenkirchen erhebt für die Betreuung von Kindern 

in Tageseinrichtungen sowie für die Inanspruchnahme von Leis-
tungen der Kindertagespflege in ihrem Zuständigkeitsbereich 
Elternbeiträge. 

 
(2)  Beitragspflichtig sind Eltern, deren Kinder eine Tageseinrich-

tung für Kinder im Zuständigkeitsbereich der Stadt Geilenkir-
chen als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe besuchen 
oder eine durch das Jugendamt vermittelte Betreuung eines 
Kindes im Rahmen der Tagespflege in Anspruch nehmen. Eltern 
im Sinne dieser Vorschrift sind auch Pflegeeltern eines Kindes, 
denen bei Vollzeitpflege nach § 33 Sozialgesetzbuch – Achtes 
Buch – (SGB VIII) ein Kinderfreibeitrag nach § 32 Einkommens-
steuergesetz (EStG) gewährt wird oder die Kindergeld erhalten. 
Lebt ein Kind nur mit einem Elternteil zusammen in häuslicher 
Gemeinschaft, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 

 
(3)  Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit monatlich ab dem Monat der Aufnahme des Kin-
des in eine Tageseinrichtung für Kinder oder in Tagespflege öf-
fentlich-rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten der 
Tageseinrichtungen bzw. zu den Aufwendungen für die Tages-
pflege zu entrichten. Die Eltern haften hierbei als Gesamt-
schuldner. Die Elternbeiträge werden immer für einen gesam-
ten Monat erhoben, auch wenn die Inanspruchnahme einer Ta-
geseinrichtung oder der Tagespflege nicht während des gesam-
ten Monats erfolgt. 

 
(4)  Die Höhe der durch das Jugendamt mittels Bescheid festzuset-

zenden Beiträge richtet sich neben dem Alter des Kindes nach 
dem in Anspruch genommenen zeitlichen Umfang der Betreu-
ung sowie der Höhe des Einkommens beider Elternteile. Be-
treuungszeiten in Tageseinrichtungen und Tagespflege addie-
ren sich zu einer Gesamtbetreuungszeit. Lebt ein Kind in häus-
licher Gemeinschaft mit nur einem Elternteil, so ist nur das Ein-
kommen dieses Elternteils für die Beitragseinstufung maßge-
bend. Im Falle des § 1 Abs. 2 Satz 2 dieser Satzung (Pflegever-
hältnis) erfolgt grundsätzlich die Einstufung in die Beitragsstufe 
2 der Anlage zu dieser Satzung. 

 

(5)  Beitragszeitraum ist grundsätzlich das Kindergartenjahr. Dieses 
entspricht dem Schuljahr. Die Beitragspflicht wird durch Schlie-
ßungszeiten in der jeweiligen Einrichtung nicht berührt. 

 
(6)  Sofern Mahlzeiten in den Tageseinrichtungen angeboten wer-

den, werden die Kosten für die Inanspruchnahme von der je-
weiligen Tageseinrichtung vor Ort erhoben. Zahlungen diesbe-
züglich sind von den Eltern unmittelbar an die Einrichtung zu 
leisten. 

 

§ 2 
Beitragshöhe und Fälligkeit 

 
(1)  Die Höhe des monatlich zu entrichtenden Elternbeitrages 

ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Die Anlage ist Be-
standteil der Satzung. Der durch Bescheid festgesetzte monat-
liche Beitrag ist jeweils zum 01. eines Monats im Voraus zu ent-
richten. Für schulpflichtige Kinder bis 14 Jahre, die ein Betreu-
ungsangebot der Tagespflege in Anspruch nehmen, wird ein 
Beitrag analog der Kinder im Alter von 2 Jahren bis Schulantritt 
erhoben. 

 
(2)  Bei der Aufnahme und danach haben die Eltern dem Jugendamt 

unaufgefordert schriftlich anzugeben und durch die Vorlage ge-
eigneter Einkommensnachweise zu dokumentieren, welche 
Einkommensstufe gemäß der Anlage zu dieser Satzung unter 
Berücksichtigung der gebuchten Betreuungszeiten bei der Fest-
setzung der Elternbeiträge zu Grunde zu legen ist. In der Folge 
haben die Eltern jede beitragsrelevante Änderung in den per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen unverzüglich an-
zugeben und durch geeignete Dokumente nachzuweisen. 

 
(3)  Ohne Angabe einer Einkommenshöhe und ohne den geforder-

ten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leisten. Die Fest-
setzung des Höchstbeitrages erfolgt durch Bescheid. 

 
(4) Eine Änderung des Betreuungsumfangs im laufenden Kinder-

gartenjahr zieht entsprechend der Anlage zu dieser Satzung 
eine Änderung der Höhe des Elternbeitrags ab dem Änderungs-
monat nach sich. 

 
(5) Ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 werden die Elternbeiträge 

jeweils durch die zuvor im Rahmen des § 37 Abs. 1 KiBiz in der 
ab dem 01.08.2020 geltenden Fassung durch das Land NRW 
veröffentlichte Fortschreibungsrate fortgeschrieben und ange-
passt. Die sich ergebenden Beitragstabellen sind im Rahmen 
der Bestimmtheit als Satzungsänderung durch den Rat der 
Stadt zu verabschieden. 

 
(6) Erfolgt eine Schließung von Gruppen auf Grund eines Personal-

mangels in der Kita und kann daher für ein beitragspflichtiges 
Kind die Betreuung für die Dauer von mehr als einer Woche in 
einem Monat nicht erbracht werden, werden die monatlichen 
Beiträge anteilig für die Tage, an denen die Betreuung nicht er-
bracht werden konnte, an den/die Beitragszahler*in erstattet. 
Die grundsätzlich bestehenden und gesetzlich zulässigen 
Schließungszeiten auf Grund von Ferien oder Teamtagen blei-
ben hiervon unberührt. 

 
§ 3 

Beitragsbefreiungen 
 
(1)  Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-

tungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die bis zum 30. 
September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist 
ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergar-
tenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei. 

(2)  Besuchen zwei oder mehr Kinder von Personen, die nach § 1 
Abs. 2 dieser Satzung beitragspflichtig sind, gleichzeitig eine Ta-
geseinrichtung oder nehmen Betreuungsangebote der Tages-
pflege in Anspruch, wird ein Elternbeitrag nur für ein Kind erho-
ben. Sofern für ein Kind eine Beitragsbefreiung nach § 3 Abs. 1 
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dieser Satzung besteht, wird für die weiteren Kinder kein Bei-
trag erhoben. 

 
(3)  Ergeben sich bei mehreren gleichzeitig betreuten Kindern un-

terschiedlich hohe Beiträge, so ist für die Festsetzung des zu 
entrichtenden Elternbeitrages der höchste sich ergebende Bei-
trag maßgebend. 

 
(4)  Es wird kein Beitrag erhoben, wenn Eltern oder Kinder Leistun-

gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, Leis-
tungen nach dem dritten und vierten Kapitel des SGB XII, Leis-
tungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes 
beziehen oder wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag ge-
mäß § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder Wohngeld nach 
dem Wohngeldgesetz erhalten. 

  
§ 4 

Einkommen 
 
(1)  Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positi-

ven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Ein-
kommenssteuergesetzes, demnach die Bruttoeinkünfte abzüg-
lich der nachgewiesenen Werbungskosten. Werbungskosten 
werden i. H. des durch die Finanzbehörde anerkannten Betra-
ges berücksichtigt. Liegt kein Steuerbescheid vor, wird die je-
weils gültige Werbungskostenpauschale zugrunde gelegt. Ein 
Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkommensarten und mit 
Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zuläs-
sig.  

 Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Ein-
künfte, Unterhaltsleistungen, Lohnersatzleistungen sowie die 
zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen 
Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag 
gezahlt wird, hinzuzurechnen.  

 Bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit ist der erwirtschaf-
tete Gewinn maßgebend. 

 
(2)  Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und ent-

sprechenden Vorschriften sowie das Baukindergeld des Bundes 
sind nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bundesel-
terngeld- und Elternzeitgesetz ist bis zu einer Höhe von 
300,00 € nicht hinzuzurechnen. 

(3)  Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsver-
hältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandats und steht 
ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebens-
längliche Versorgung oder an dieser Stelle eine Abfindung zu 
oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuver-
sichern (Beamte, Richter, Pfarrer, Lehrer, Soldaten etc.), dann 
ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag 
von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis 
oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 

 
(4)  Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 

Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von 
dem nach Abs. 1 ermittelten Einkommen abzuziehen. 

 
(5)  Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalenderjahres, 

für das der Elternbeitrag festgesetzt werden soll. Es gilt das 
Jährlichkeitsprinzip. Soweit das Jahreseinkommen im Sinne des 
Satzes 1 nicht feststeht, ist der Elternbeitrag vorläufig festzu-
setzen. Hierbei ist hilfsweise auf das Jahreseinkommen des vo-
rangegangenen Kalenderjahres oder auf das zu erwartende 
Jahreseinkommen abzustellen. 

 
(6)  Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zu einem höhe-

ren Elternbeitrag führen können, sind unverzüglich anzugeben. 
Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder einer erstmaligen 
rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das tatsächliche Ein-
kommen im Jahr der Beitragspflicht zugrunde gelegt. 

 
§ 5 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2022 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt 
tritt die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die In-
anspruchnahme von Betreuungsangeboten in Tageseinrichtungen 
für Kinder und der Tagespflege im Jugendamtsbezirk Geilenkirchen 
vom 24.08.2018 außer Kraft. 
Anlage 
 
zur Satzung der Stadt Geilenkirchen über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für 
Kinder in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Jugendamtsbe-
zirk Geilenkirchen 

 
 
 

Elternbeitragstabelle ab dem 01.08.2024 
 
 

  2 Jahre bis Schuleintritt unter 2 Jahre 

Jahreseinkommen 25 Stunden 35 Stunden 45 Stunden 25 Stunden 35 Stunden 45 Stunden 

bis        30.000,- € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

bis        38.000,- €     59,43 €      68,89 €      95,91 €    105,37 €    148,59 €    192,46 €  

bis        50.000,- €   100,09 €    115,15 €    157,65 €    159,04 €    223,48 €    286,52 €  

bis        62.000,- €   157,65 €    180,96 €    244,03 €    211,12 €    294,75 €    379,75 €  

bis        74.000,- €   207,03 €    238,52 €    323,53 €    238,52 €    333,14 €    429,09 €  

bis        86.000,- €   248,15 €    285,17 €    387,99 €    286,52 €    400,33 €    515,45 €  

bis        98.000,- €   289,27 €    333,14 €    452,39 €    334,52 €    467,50 €    601,81 €  

bis      110.000,- €   325,52 €    381,90 €    518,29 €    372,74 €    520,65 €    670,59 €  

über   110.000,- €      366,03 €    435,56 €    590,89 €    415,83 €    580,75 €    748,24 €  

 


